






Friday, July 14, 2023 at 09:50:03 Central European Summer Time

Betreff: WG: B-Plan Dissener Straße Sielow
Datum: Mi6woch, 12. Juli 2023 um 09:39:49 Mi6eleuropäische Sommerzeit
Von: Köhler, Heike
An: Jana Hilbert

Sehr geehrte Frau Hilbert,
bezüglich Ihrer Anfrage vom 07.07.2023 teile ich Ihnen Folgendes mit:
 
Die Einschätzungen zum Schutzgut Boden sind dem Grunde nach nachvollziehbar und plausibel.
Vorliegende bodenbezogene Daten und Auswertungen wurden zur Bewertung herangezogen. Die
Auswahl der Fläche für eine Bebauung wird maßgeblich durch die Ausweisung der Fläche im Vorentwurf
des Flächennutzungsplans besWmmt. Es kann davon ausgegangen werden, dass im Zuge der
Planaufstellung eine Vorauswahl unter Abwägung umweltbezogener Belange erfolgt ist. AlternaWve
Flächen, deren Inanspruchnahme mit geringeren BeeinträchWgungen der BodenfunkWonen erfolgen
würde, stehen für eine Bebauung nicht ohne Weiteres zur Verfügung. Ein Anlass von den Festlegungen
des FNP abzuweichen wird auf Grundlage des Bodenschutzrechts nicht gesehen.
 
Die für die Bewertung herangezogenen Karten (z.B. BÜK300) sind für standortbezogene, konkrete Fragen
grundsätzlich zu ungenau (kleinmaßstäbig). Weitere Untersuchungen im Plangebiet, z.B. durch
BohrstockkarWerungen zur BesWmmung von Bodentypen, -arten und BodenfunkWonen erübrigen sich hier
jedoch, weil ein wesentlicher Erkenntniszuwachs nicht zu erwarten ist. Die Böden unterliegen hier nach
Einschätzung der unteren Abfallwirtscha`s- und Bodenschutzbehörde (UABB)  keinem kleinräumigen
Wechsel. Es wird von einer eher homogenen Verbreitung ausgegangen. Auch die Bestockung der Fläche
mit Kiefern spricht für eine mi6elmäßige Ausprägung von BodenfunkWonen.
 
Auflagen:

1. Der Ausschluss von Scho6ergärten und nicht durchwurzelbaren oder durch die Bauarbeiten zu
stark verdichteten Flächen im Plangebiet ist durch entsprechende BesWmmungen sicherzustellen
(s. Ausführungen auf S. 26).

 
2. Im weiteren Planverfahren ist zu prüfen, ob über Festsetzungen im B-Plan, weitere Maßnahmen,

die die sog. schleichende Versiegelung von Flächen befördern, vollzugsfähig verhindert werden
kann. Insbes. ist aus Sicht der UABB zu prüfen, ob die Regelung des § 19 Abs. 4 Satz 2 BauGB („Die
zulässige	Grundfläche	darf	durch	die	Grundflächen	der	in	Satz	1	bezeichneten	Anlagen	bis	zu	50	von
Hundert	überschri?en	werden,	höchstens	jedoch	bis	zu	einer	Grundflächenzahl	von	0,8;	weitere
Überschreitungen	in	geringfügigem	Ausmaß	können	zugelassen	werden“) auf Grundlage des § 19
Abs. 4 Satz 3 BauGB eingeschränkt werden kann. Es sollte eine insgesamt zulässige bebaubare
Gesamfläche aus der Summe von GRZI und GRZ II definiert werden, die nicht überschri6en
werden darf. Eine über das Maß der GRZ von 0,6 hinaus gehende Errichtung von baulichen Anlagen
ist aufgrund des Bodenschutzrechts (§§ 1 und 7 BBodSchG), zur Sicherstellung der geordneten
Niederschlagswasserableitung (gem. § 5 Abs. 1 Nr. 4, § 37 Abs. 1 WHG) und aus allgemeinen
Vorsorgegesichtspunkten notwendig. Die GRZ hat vor allem das Ziel, die natürliche FunkWon des
Bodens (u.a. Versickerungsfähigkeit und Durchlässigkeit) zu erhalten. Durch die Inanspruchnahme
des § 19 BauNV wird dieses Ziel aber regelmäßig unterminiert.

 
 
Auf die Erstellung eines Bodenschutzkonzeptes, wie in der Auflage 2.2 der Stellungnahme des FB 72 vom
26.05.2023 gefordert, wird verzichtet.
 
 
Mit freundlichen Grüßen
 
Heike Köhler
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